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1 Archäologisches Landesamt  
 Az.: Kappeln_Fplanänd40 vom 15.03.2019 

 
 

1.1  Unsere Stellungnahme vom 17.08.2018 wurde 
richtig in die Begründung der 40. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Stadt Kappeln über-
nommen. Sie ist weiterhin gültig. 
 

 

 Archäologisches Landesamt 
Az: fplan40-bplan71-Kappeln.SF vom 17.08.2018 
 

Vorschlag zur Behandlung 

1.2  Wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologi-
sche Kulturdenkmale gem. § 2 (2) DSchG in der Neu-
fassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der 
vorliegenden Planungen feststellen. Daher haben wir 
keine Bedenken und stimmen den vorliegenden Planun-
terlagen zu. 
 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer 
Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüg-
lich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen 
Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung 
besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentü-
mer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grund-
stücks oder des Gewässers, auf oder der in dem Fund-
ort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbei-
ten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichte-
ten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten 
haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unver-
ändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebli-
che Nachteile oder Aufwendungen von Kosten gesche-
hen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach 
Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, 
sondern auch dingliche Zeugnisse wie Veränderungen 
und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit. 
 

 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Die Hinweise wurden bereits in die Begründung zum 
Bebauungsplan übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2 Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr - Lan-
deseisenbahnverwaltung 

 

 Az.: 57271 IS 9102/0 vom 27.03.2019 
 

 

2.1  In die o. g. mir zur Stellungnahme vorgelegte Bau-
leitplanung habe ich in eisenbahntechnischer Hin-
sicht Einsicht genommen. 
Bei den Bahnanlagen im Stadtgebiet handelt es 
sich um eisenbahnrechtlich gewidmete Anlagen, 
die als öffentliche Eisenbahninfrastruktur der Stre-
cke Süderbrarup - Kappeln von dem nichtbundes-
eigenen Eisenbahninfrastrukturunternehmen An-
gelner Eisenbahn Gesellschaft gUG (AEG) betrie-
ben werden. Das Plangebiet befindet sich in 
Nachbarschaft zu dieser Eisenbahninfrastruktur. 
Daher werden Belange des Landesbetriebes 
Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein als 
zuständiger Eisenbahnaufsichts- und genehmi-
gungsbehörde berührt. 
 
 
 

 

2.2  Die AEG gibt zu bedenken, dass sich bereits heu-  
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te Anwohner des Bahnhofsweges über Qualm der 
Dampflokomotiven beim Anheizen beklagen. 
Deswegen wurden die Anheizvorgänge in den 
Bereich hinter dem Lokschuppen, und damit ge-
nau in Richtung der neu beabsichtigten Wohnbe-
bauung, verlegt. 
 

2.3  Die Begründung zur Änderung der Flächennut-
zungsplanänderung weist darauf hin, dass der 
bevorzugte Entwurf der Planungsstudie Südhafen 
den Erhalt und die Stärkung u. a. der Bahnnut-
zungen vorsieht. Es ist erklärtes Ziel, die vorhan-
denen Bahnflächen entsprechend ihrer eisen-
bahnrechtlichen Widmung zu sichern, um den 
Museumsbahnbetrieb als städtische Attraktion zu 
erhalten und ihm eine längerfristige betriebliche 
Perspektive zu eröffnen. Hierzu ist auch, wie bis-
her, der Dampfbetrieb zu zählen. 
 

 

2.4  Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, dass 
im Wege des Bauleitplanverfahrens ein rechtli-
ches Vorgehen gegen den Eisenbahnbetrieb und 
die von der Eisenbahn ausgehenden Emissionen 
ausgeschlossen wird. 
 

Die von der Angelner Eisenbahngesellschaft ge-
nutzte Eisenbahninfrastruktur ist nach Allgemei-
nem Eisenbahngesetz für Bahnbetriebszwecke 
eisenbahnrechtlich genehmigt. Die historischen 
Lokomotiven und das Zugmaterial haben Be-
standsschutz. Die Genehmigung wird laufend ver-
längert. Über das Bauleitplanverfahren ist aufgrund 
der derzeitigen Genehmigungslage ein rechtliches 
Vorgehen gegen den Bahnbetrieb nicht möglich. 
Die Ausweisung der vorhandenen Bahnanlagen 
gibt die derzeitige Genehmigungssituation wieder. 
 
Da sich in der Vergangenheit Anwohner am Bahn-
hofsweg über Qualm der Dampflokomotiven beim 
Anheizen beklagt haben und die Ausweisung des 
Bebauungsplans für die Grundstücke Königsber-
ger Straße 8 und 11 im Anschluss an den Bahn-
hofsweg gemischte Nutzungen mit Wohnanteilen 
sowie Wohnen vorsehen, wurden bezogen auf 
diese Grundstücke, die Geruchs- und Luftschad-
stoffimmissionen aus dem Eisenbahnbetrieb in 
einer gutachterlichen Stellungnahme einer Bewer-
tung unterzogen. 
 
Für Geruchsimmissionen ist zunächst grundlegend 
festzustellen, dass es für die Beurteilung derzeit 
keine verbindlichen Grenzwerte gibt. Im Rahmen 
eines Bebauungsplanverfahrens sind Belastungen 
aus Gerüchen somit prinzipiell abwägungsfähig. 
 
Die Beurteilung erfolgt auf Grundlage der Ge-
ruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) des Landes 
Schleswig-Holstein und basiert auf dem Fahrplan 
der Angelner Eisenbahngesellschaft gUG (ARG) 
auf der Strecke Kappeln – Süderbrarup und auf 
Angaben des Betreibers. 
 
Grundsätzlich sind gemäß GIRL nur die von orts-
festen Anlagen hervorgerufene Geruchsimmissio-
nen 
beurteilungsrelevant. Somit sind die Emissionen 
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von den Fahrten der Dampflokomotiven immissi-
onsseitig nicht zu berücksichtigen. Beurteilungsre-
levant sind somit die Anheizvorgänge der Dampf-
lokomotiven. 
 
Laut gutachterlicher Stellungnahme können wäh-
rend des Anheizens an der nahegelegenen ge-
planten Bebauung des Mischgebietes (vor allem 
angrenzend im Teilbereich MI 1) Geruchsimmissi-
onen auftreten, insbesondere bei Winden aus öst-
licher und nördlicher Richtung. An der geplanten 
Wohnbebauung westlich der Königsberger Straße 
können bei Winden aus östlichen Richtungen 
ebenfalls Geruchsimmissionen auftreten. 
 
Die gutachterliche Bewertung kommt jedoch zu 
dem Ergebnis, dass bei dem hier stattfindenen nur 
halbjährlichen Bahnbetrieb von Mai bis Mitte Okto-
ber an 23 Wochenenden und maximal einmal un-
ter der Woche sowie bei einer Anheizzeit von 3 
Stunden das Irrelevanzkriterium der Immissionen 
für schutzbedürftige Nutzungen im Plangebiet 
eingehalten wird. 
 
Auch hinsichtlich der zusätzlichen Luftschad-
stoffimmissionen durch den Museumsbahnbetrieb 
wird ausschließlich das Anheizen von Dampfloko-
motiven als relevant angesehen. 
 
Demgegenüber sind nach Aussage der gutachter-
lichen Stellungnahme von dem weiteren betriebli-
chen Einsatz der Dampflokomotiven und dem 
übrigen Eisenbahnbetrieb wie Fahrten mit Die-
seltraktion etc. keine relevanten Luftschad-
stoffimmissionen zu erwarten. Auch aufgrund der 
geringen Hintergrundbelastung ist durch die nur 
kurzzeitig erfolgenden Vorbeifahrten und Standzei-
ten und der guten Durchlüftungssituation nicht mit 
einer Überschreitung der Grenzwerte zu rechnen. 
 
Relevante Luftschadstoffimmissionen vom Anhei-
zen der Dampflokomotiven sind darüberhinaus nur 
im unmittelbar angrenzenden nördlichen Teil des 
geplanten Mischgebietes (MI 1) zu erwarten, ins-
besondere bei Winden aus östlicher und nördlicher 
Richtung. An der weiter entfernten geplanten 
Wohnbebauung westlich der Königsberger Straße 
sind dagegen deutlich geringere Luftschad-
stoffimmissionen zu erwarten, die bei Winden aus 
östlichen Richtungen auftreten können. 
 
Laut Zusammenfassung der Ergebnisse der gut-
achterlichen Stellungnahme ist im Bereich der 
maßgeblichen schützenswerten Bebauung zu 
erwarten, dass die geltenden Grenz- und Immissi-
onswerte (EU Richtlinien, 39. BIm- SchV, TA Luft) 
für die maßgeblichen Schadstoffkomponenten 
Stickstoffdioxid, Schwefeldioxid, Feinstaub(PM10) 
und Feinstaub(PM2,5) sowie den Staubnieder-
schlag im gesamten Untersuchungsgebiet einge-
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halten werden. Dies ist auch für den Stundenmit-
telwert der Stickstoffdioxid und Schwefeldioxid-
Immissionen und den Tagesmittelwert 
der Schwefeldioxid- und Feinstaub(PM10) Immis-
sionen der Fall. 
 
Für die Feinstaub(PM10)-Belastung ergeben sich 
an den nahegelegenen geplanten Nutzungen 
durch die Anheizvorgänge an den betreffenden 
Tagen höhere Tagesmittelwerte. Im Einzelfall kön-
nen daraus zusätzliche Tage mit einem Tagesmit-
telwert größer als 50 μg/m resultieren. Eine Über-
schreitung der zulässigen Zahl von 35 Überschrei-
tungstagen im Jahr ist aber nicht zu erwarten. 
 
Hinsichtlich der kurzzeitigen Stickstoffdioxidbelas-
tung kann nicht ausgeschlossen werden, dass im 
Einzelfall der Immissionswert für den Stundenmit-
telwert der NO2-Belastung von 200 μg/m 
überschritten werden kann. Allerdings ist keine 
Überschreitung des Grenzwertes von 18 Über-
schreitungen im Jahr zu erwarten. 
 
Aus lufthygienischer Sicht ist der Schutz der vor-
gesehenen Nutzungen mit dem stattfindenden 
Betrieb der Angelner Dampfeisenbahn daher ver-
träglich. 
 
Die Stadt Kappeln schließt sich den gutachterli-
chen Bewertungen der Stellungnahmen zu Ge-
ruchs- und Luftschadstoffimmissionen an.  
 
 

2.5  Darüber hinaus ist auf Basis der eisenbahnrechtli-
chen Widmung darauf hinzuweisen, dass eine 
stärkere Auslastung der Eisenbahninfrastruktur 
eintreten könnte und diese keiner weiteren eisen-
bahnrechtlichen Genehmigung bedarf. Da die 
Eisenbahninfrastruktur den Charakter einer öffent-
lichen Eisenbahninfrastruktur hat, ist der derzeiti-
ge Eisenbahninfrastrukturbetreiber auch gesetz-
lich verpflichtet, anderen Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen Zugang zu gewähren, sofern diese 
Zugang wünschen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im 
Rahmen des Aufstellungsverfahrens können je-
doch nur die Auswirkungen des derzeitigen Eisen-
bahnbetriebs berücksichtigt werden. Diese wurde 
im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung 
untersucht. Eine Prognose über Art und Umfang 
einer künftigen Nutzung lässt sich derzeit nicht 
erstellen. 
In den vergangenen 40 Jahren wurde die Eisen-
bahninfrastruktur nur durch die Angelner Eisen-
bahn Gesellschaft gUG (AEG) sowie eine Werks-
bahn der Cremilk GmbH genutzt. Die nichtöffentli-
che Eisenbahninfrastruktur auf dem Betriebsge-
lände der Cremilk wurde im März 2018 von Bahn-
betriebszwecken freigestellt. 
 

2.6  Im Ergebnis meiner Einsichtnahme erhebe ich aus 
eisenbahntechnischer Sicht gegen die o. g. Bau-
leitplanung in der mir vorgelegten Form keine 
Bedenken, sofern folgende Aspekte für die Flä-
chen im Bereich der Bahnanlage der Angelner 
Eisenbahn Gesellschaft gUG Berücksichtigung 
finden: 
 

Die in der Stellungnahme genannten Aspekte für 
die Flächen im Bereich der Bahnanlage der Angel-
ner Eisenbahn Gesellschaft gUG betreffen nicht 
die Planungsebene der Flächennutzungsplanände-
rung. 

 • Hinsichtlich baulicher Anlagen im Bereich der 
Gleisanlagen sowie Maßnahmen zum Schutz 
der Eisenbahnanlagen weise ich auf den Ab-
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schnitt II, § 6 und § 7 des Eisenbahngesetzes 
für das Land Schleswig-Holstein vom 
27.06.1995 hin. 

 
 • Forderungen der Grundstückseigentümer und 

-nutzer hinsichtlich der Beeinträchtigungen 
der Liegenschaften durch die bestehende Ei-
senbahnanlage und den Eisenbahnbetrieb (z. 
B. Lärmsanierungen, Maßnahmen zur Mini-
mierung von Geruchs- und Staubemissionen 
etc.) sind, auch durch die Rechtsnachfolger 
der o. g. Personen nicht möglich und damit 
auszuschließen. 

 

 

3 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume Nord, Flensburg  
- Techn. Umweltschutz-  

 

 Az.: BOB ID 1002 vom 28.03.2019 
 

 

3.1  gegen die Durchführung der geplanten Maßnah-
me bestehen aus der Sicht des Immissionsschut-
zes von hier aus Bedenken. Es wird auf die Aus-
führungen des Schallgutachtens verwiesen. Dar-
aus ist ersichtlich, dass eine Konfliktsituation vor-
liegt. Bei der jetzigen Planung wird die planerische 
Konfliktbewältigung jedoch nicht ausreichend be-
rücksichtigt. 
 

Da gemäß der Stellungnahme vom 28.03.2019 
zum Bebauungsplan Nr. 71, in dessen Geltungs-
bereich sich auch das als Wohnbaufläche in der 
40. Änderung des Flächennutzungsplans darge-
stellte Grundstück Königsberger Straße 11 befin-
det, aus immissionsschutzrechtlicher Sicht keine 
Bedenken bestehen, wird die Begründung zur 
Flächennutzungsplan durch weitere Ausführungen 
aus der Begründung zur Bebauungsplan ergänzt. 
Nach Rücksprache mit dem LLUR wird in der Be-
gründung zur FNP Änderung die im Bebauungs-
plan Nr. 71 festgesetzte aufschiebend bedingte 
Zulässigkeit von Wohnnutzungen in Abhängigkeit 
von der Umsetzung des vertraglich zwischen der 
Stadt Kappeln und der Cremilk GmbH vereinbarten 
Schallminderungskonzeptes als planerische Kon-
fliktbewältigung dargestellt. 
 

4 Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark 
und Meeresschutz SH 

 

 Az.: BOB-ID 1004 / 08.04.2019 
 

 

4.1  Das Plangebiet liegt außerhalb des Einflussberei-
ches des Küstengewässers Ostsee auf einer topo-
graphischen Höhe über NHN + 7,00 m. 
 
Die Belange des Küsten- und Hochwasserschut-
zes sind nicht betroffen. 
 

 

5 Kreis Schleswig-Flensburg / 
SG Regionalentwicklung 

 

 Az.:  3-306-PK/055 FNP 40 
 

 

5.1  Der vorbeugende Brandschutz weist darauf hin, 
dass gemäß der Information zur Löschwasserver-
sorgung des AGBF-Bund- die Abstände neu zu 
errichtender Hydranten 150 m nicht überschreiten 
sollen. 
 

Die Stellungnahme betrifft nicht die Planungsebe-
ne der Flächennutzungsplanänderung. 

5.2  Gegen die Planung bestehen seitens der unteren 
Wasserbehörde nach wie vor keine grundsätzli-
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chen Bedenken. Unter Punkt 11.2 der Be-
gründung „Hochwasserrisikogebiet" sind die Vor-
gaben der unteren Wasserbehörde bezüglich der 
Lagerung wassergefährdender Stoffe und der 
Bauwerke für die Ableitung des Schmutzwassers 
in den betroffenen Bereichen, bereits aufgeführt. 
 

6 Wasserstraßen- und Schiffahrtsamt Lübeck  
 Az.: 3111SB3-213.2-301-OSSI/9 Kappeln, 

40.Ä.F-Plan, 03.19 vom 19.03.2019 
 

 

6.1  Gegen die o.g. 40. Änderung des Flächennut-
zungsplanes habe ich grundsätzlich keine Beden-
ken. 
 
Meine Belange werden in der Begründung zum 
o.g. Flächennutzungsplan vom 12.02.2019, Ent-
wurf, unter dem Punkt 11 Hinweise, Absatz 11.2 
„Bundeswasserstraßengesetz“ ausreichend be-
rücksichtigt. 
 

 

7 NABU Schleswig-Holstein  
 Az.: 15.04.2019 

 
 

7.1  Wir haben keine generellen Einwände zu den 
Bauvorhaben, sehen aber in diesem Bereich viel 
Potenzial, mit vergleichsweise kleinem Aufwand 
etwas für die Natur zu erreichen. 
Wir würden uns freuen, wenn es mit den ortsan-
sässigen Naturschutzverbänden gemeinsam eine 
Begehung geben könnte, um bei einer Sichtung 
des Geländes zu überlegen, wo z.B. Nistmöglich-
keiten und Unterschlupfe bestehen bleiben oder 
auch geschafen werden könnten - zwischen den 
Gebäuden, an Randbereichen oder auch an/auf 
Gebäuden selbst. Hierin liegt ein großes Potenzial, 
etwas gegen die fortschreitende Verdrängung von 
Arten zu unternehmen, ohne dem Projekt als sol-
ches entgegenzustehen. Auch zusätzliche Bäume 
und Sträucher wären ein wirksamer Pufer, um 
etwaige Störungen insbesondere für Vögel zu 
minimieren. 
 

Die vorgetragenen Anregungen werden zur Kennt-
nis genommen. Sie betreffen jedoch nicht die Pla-
nungsebene der vorbereitenden Bauleitplanung 
und damit der vorliegenden 40. Flächennutzungs-
planänderung. 

7.2  Große Bedeutung messen wir einem Lichtschutz-
konzept bei. So nah am Wasser kommt dem Ein-
trag künstlichen Lichts eine zusätzlich hohe Be-
deutung zu. Insekten werden aus ihrem 
natürlichen Lebensraum angelockt und verenden 
an den Lichtquellen. Sie entfallen somit auch als 
Teil der Nahrungskette und als Bestäuber von 
nacht- und dämmerungsaktiven Pflanzen. Beson-
ders kaltweißes Licht hat eine hohe Anlockwirkung 
auf Insekten. So wirkt sich der Lichteinfluss auch 
negativ auf die Fauna der anderen, weitgehend 
naturbelassenen Seite der Schlei aus. 
 

 

7.3  Zugvögel, die vorwiegend in der Nacht ziehen, 
werden von ihren Flugbahnen abgelenkt und krei-
sen of bis zur Erschöpfung um helle Lichtquellen. 
Das gilt insbesondere für dieses Gebiet, da über 

 



Stadt Kappeln – 40. Änderung des Flächennutzungsplanes Entwurf (ÖA) 
Stellungnahmen Träger öffentlicher Belange und Abwägungsvorschläge Mai 2019 
 
NR STELLUNGNAHMEN ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 
 

190528_FNP_Abwägung_Entw.docx    7 

die Schlei auch nachts viele Vögel ziehen, die auf 
Vogelzugrouten unterwegs sind. 
 

7.4  Wir schlagen vor, ein Lichtkonzept zu entwickeln, 
welches die Erfordernisse der Gebäude mit ihrer 
Nutzung erfasst und dann die bestmöglichen Um-
setzungsvorgaben ermittelt (kein Streulicht, keine 
Bodenstrahler, kein Anstrahlen von Gebäuden 
oder Bäumen, Nutzung voll abgeschirmter Leuch-
ten, Nachtabschaltungen etc.). Wir empfehlen, die 
erarbeiteten Vorgaben verbindlich als Festsetzun-
gen im Bebauungsplan zu verankern (gem. § 9 
Abs.1 Nr.24 BauGB). 
 

 

7.5  Eine weitere Problematik, die bisher noch weniger 
im Fokus stand, ist der Eintrag von Plastik und 
Mikroplastik in Gewässer. An dieser teils zugigen 
Stelle unmittelbar an die Schlei angrenzend ist die 
Kontamination des Gewässers mit Müll, der bei 
Zersetzung gefährliche toxische Stoffe freisetzt, 
vorprogrammiert. Es wäre uns wichtig, dieses 
Thema einmal aufzugreifen, um zu erarbeiten, 
welche Schutzmaßnahmen möglich sein könnten. 
Dies beginnt bereits mit dem, sensiblen Umgang 
von Baustoffen wie z.B. Resten von Klebstoffen 
und Lacken, Isolierungen / Dämmaterialien wie 
Bauschaum und Styropor, Verpackungen u.a.. 
Auch baulich sollte darüber nachgedacht werden, 
wie möglichst wenig Fremdstoffe wie z.B. Reifen-
abriebe oder Abfälle durch Verbraucher/innen ins 
Wasser gelangen. 
 

 

8 Deutsche Telekom Technik  
 Az.: 180844 003+004 vom 19.03.2019 

 
 

8.1  Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stel-
lung: Gegen die o.a. Planung haben wir keine 
Bedenken und 
verweisen auf unser/ unsere Schreiben vom 
22.08.2018. 
 

Kenntnisnahme 

 Deutsche Telekom Technik 
Az: 180844 vom 22.08.2018 
 

Vorschlag zur Behandlung 

 (...) Gegen die o.a. Planung haben wir grundsätzlich 
keine Bedenken. Eigene Maßnahmen der Telekom sind 
aus heutiger Sicht nicht geplant. 
(...) 
 

Kenntnisnahme 
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Von folgend aufgeführten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden keine Beden-
ken oder Anregungen geäußert (mit Schreiben vom): 
 
1. Landesamt für Vermessung und Geoinformation (SN BOB_1000 vom 13.03.2019) 
 
2. Handwerkskammer Flensburg (SN BOB_1001 vom 15.03.2019) 
3. LBV SH (14.05.2019) 
 
 
Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  
 
Bei der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden privaterseits keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht. 
 


